
Stellungnahme der Landes-ASten-Konferenz Baden-
Württemberg zur geplanten Reform der gymnasialen

Oberstufe

Die Landes-ASten-KonferenzBaden-Württemberglehnt denRegierungsentwurfzur Neuordnungder
gymnasialenOberstufe, der die weitestgehendenAbschaffung der Kurssystemszugunstender
Wiedereinführung verpflichtender Hauptfächer vorsieht, entschieden ab.

Die Ablehnung begründet sich auf folgenden Punkten:

1. Abschaffung der Leistungskurse senkt des Niveau der Kurse

Die Einführungvon verpflichtendenHauptfächernist im Endeffektnichtsanderesalsdie Abschaffung
der Leistungskurse.Das führt dazu, dass wie in der Mittelstufe alle SchülerInnenden gleichen
Unterrichterhalten.Damit ist esunmöglich,dasNiveauder Leistungskurseaufrechtzu erhalten,da
sich die Leistungsunterschiedein den Klassen extrem bemerkbar machen werden und ein
Konzentrierenauf die Begabterenmit Rücksichtauf die Schwächerennicht mehrmöglich ist. Damit
werden die neuenHauptfächernie das Niveau der alten Leistungskurseerreichenkönnen.Dazu
werdensich viele SchülerInnenentwederunter- oder überfordertfühlen, der Anteil derjenigen,die
durch den Unterricht ihren Voraussetzungenentsprechenderreichtwerden,wird relativ gering sein.
Der dadurch entstehendeMotivationsverlustwird das Anwendenneue Lehr- und Lernmethoden
weitestgehend unmöglich machen.

Es ist ein Trugschlusszu glauben,alle SchülerInnenkönntennur durch mehr Unterricht auf einen
vergleichbarenLeistungsstandgebrachtwerden.Was in der Mittelstufe nicht gelingt, wird in der
Oberstufe auch nicht glücken.

2. Eine Schulstunde mehr oder weniger ändert nichts an den Missständen

Die Landesregierungwill dem von ihr erkanntenDefizit der OberstufenschülerInnendurch das
Aufstockender Kernfächer(Mathematik,Deutsch,Fremdsprache)begegnen.Dabei wird in diesen
Fächernder Lehraufwandum eine Stunde pro Woche gegenüberdem alten Grundkurs erhöht.
AbgesehenvonderTatsache,dassdie meistenSchülerInnenohnehinzumindesteinsdervorgesehenen
Fächerals Leistungskursbelegthatte,wird sich durchdieseMaßnahmenichtsverbessern.Nicht die
Anzahl der Wochenstunden,sonderndie Motivation von Lernendenund Lehrendenentscheidetüber
dasMaß an Vermittlungvon Wissen.Im Gegenteilist zu erwarten,dasssich dasÜber einenKamm
schweren aller SchülerInnen leistungshemmend auswirkt.

3. Abschaffung der Wahlfreiheit wälzt die Interessensbildung auf die Hochschulen ab

Mit dem Eintritt in die Oberstufesollte sich für die SchülerInnenein deutlicherUnterschiedzu der
Mittelstufe bemerkbarmachen.DasvorgeseheneOberstufenkonzeptder Landesregierungsiehtdies
abernicht vor. DenSchülerInnenwird die Möglichkeit derSchwerpunktbildungfast ganzgenommen
unddamitauchChance,FähigkeitenundInteressenauszuloten.Wer in derSchulemerkt,dasser oder
sie die falschenSchwerpunktegewählthat, wird diesenFehlernicht wiederholen.Nach der Reform
wird dieserLernprozessaberins Studiumverlagert,wo ein Studienabbruchnicht nur Zeit, sondern
auchviel Geld (bspw.durch denWegfall von BAföG-Leistungen)kostet.Die ohnehinschonhohen
AbbrecherInnenraten werden erneut ansteigen.



4. Mehr Prüfungen heißt nicht mehr Niveau

EntschiedenmussdemArgumententgegengetretenwerden,mehrPrüfungenwürdendasNiveaudes
Abiturs heben.Das zusätzlichePrüfungsfachhat anscheinendnur dasZiel, sich gegenüberanderen
Bundesländernüberflüssigerweiseerneutprofilierenzu wollen. Die geringeZeit aber,die mit Lernen
auf eineAbiturprüfungverbrachtwird, wird niemalsdieselbeWirkung zeigen,wie die kontinuierliche
Arbeit in einem nach Eigeninteresse gewählten Leistungskurs. 

5. Literaturunterricht stärkt nicht die Rechtschreibfähigkeiten

Die allgemeinbemängelteRechtschreibschwächederSchulabsolventInnendientder Landesregierung
nur als Scheinargumentzur Einführung von Deutsch als verpflichtendesHauptfach. Realistisch
betrachtetist der Deutsch-Unterrichtnach Klasse 10 aber ein reiner Literaturkundeunterricht,der
sicher nicht wesentlich zur Steigerung der Rechtschreibkenntnissebeitragen wird. 10 Jahre
Schulbildung sollten reichen, um fehlerfrei schreiben und formulieren zu können; auch von
RealschulabsolventInnensollte dieserwartetwerdenkönnen.GelingtdasdenLehrendenin diesen10
Jahren nicht, ist dies kein Versäumnis der Oberstufe. Stattdessensollten sprachliche und
argumentativeFähigkeitenauch in anderen(bspw. den gemeinschaftskundlichenFächern)stärker
berücksichtigt werden.

6. Das durch die Schule vermittelte Wissen wird überschätzt - Allgemeine Hochschulreife
braucht mehr als pures Faktenwissen

Allgemein wird das in der Schulevermittelte Wissenhinsichtlich einesfolgendenStudiumsstark
überschätzt.Geradein den naturwissenschaftlichenDisziplinen reicht der Schulstoff nur wenige
Studiumswochenaus.Viel wichtiger ist, in derSchulebereitsdie Fähigkeitenzu erlernen,die für ein
Studium wichtig sind: eigenverantwortlichesLernen, Teamarbeit, kritisches Hinterfragen von
Sachverhaltenetc.HinsichtlichdieserQualifikationenbringt die ReformkeinerleiVerbesserungen,es
ist sogarzu erwarten,dassdurchdie AbschaffungderLeistungskursedieseFähigkeitennochmehrals
zuvor in den Hintergrund gedrängt werden.

Das Erlernender an den HochschulenbenötigtenMethodenund Qualifikationen wird am besten
vermittelt werdenkönnen,wenn bei den Schülerinnenund Schülerneine hinreichendeMotivation
bzgl. desStoffesvorhandenist. Um dies sicherzustellen,ist die BeibehaltungdesKurswahlsystems
die beste Maßnahme.

7. Deutschland braucht eigenverantwortliche AbiturientInnen

Gerade aus konservativen Kreisen wird immer wieder bemängelt, dass die deutschen
SchulabsolventInnenzu alt seienund dassin anderenLändernfrüher mit dem Studium begonnen
werde.Vor diesemHintergrundist esnicht nachzuvollziehen,warumdendeutschenSchülerInnendie
Wahlfreiheit in der Schule abgesprochen wird, wenn im Ausland die jungen Leute in dem Alter bereits
studierenund sich somit bereitsfest für ein Fachentschiedenhaben.Im Gegenteilkönnteund sollte
eine reformierteOberstufedie SchülerInnenbereitsinsoweit zur Selbstverantwortungschulen,dass
ein späteresStudiumleicht angegangenwerdenkann. DiesesZiel wird durch die geplanteReform
nicht nur nicht erreicht, sondern geradezu konterkariert.

Die OberstufenschülerInnenin Deutschlandsind zu Beginn der Oberstufe16 oder 17 Jahrealt. In
einemAlter, daszumWählenzumindestvon kommunalenParlamentbefähigt,solltemanauchin der
Lage sein, seine eigenen Interessen erkennen zu können und danach seine Kurse zu wählen.



8. Allgemeinbildung heißt nicht, dass alle das Selbe wissen

Die ZielvorgabederStärkungderAllgemeinbildungwird nicht damiterreicht,dassalle SchülerInnen
die gleichen Fächer zu belegenhaben und die gleiche Prüfung abzulegenhaben.Vielmehr ist
Allgemeinbildungdie Fähigkeit,sichin Sachverhalteschnelleindenkenzu können,sich selbstschnell
Wissen aneignenzu können und mit anderendiesesWissen teilen zu können. All dies sind
Fähigkeiten,die ambestenin einemandenInteressenderSchülerInnenorientierenUnterricht,alsoin
einemKurssystem,gefördertwerdenkönnen.Was in einer Abiturprüfung abgefragtwird, ist nicht
mehr als Maß für Allgemeinbildung zu verstehen wie ein Sieg in einem Kreuzworträtselwettbewerb.

9. Die gemeinschaftskundliche Bildung bleibt auf der Strecke

Im vorgesehenenReformkonzeptwerdendie gemeinschaftskundlichenDisziplinen wie Geschichte,
Sozialkundeoder Politikunterricht am stärkstengeschwächt,da sie nur noch als sogenanntes
»Neigungsfach«belegtwerdenkönnen.Da diesesNeigungsfachaberfaktischdie einzigeverbliebene
Wahlmöglichkeitist, ist zu erwarten,dasssichviel wenigerSchülerInnenfür dieseFächerentscheiden
werden und anderen Kursen den Vorzug geben werden. Diese Zurückstellung der
gemeinschaftskundlichenDisziplinenist, geradeangesichtszunehmenderDefizite derSchülerInnenin
diesen Bereichen nicht hinnehmbar.

Fazit

Dasvon derLandesregierungvorgeseheneReformkonzeptbringt für keinedervon denInitiatorInnen
vorgegebenenZielsetzungeneineVerbesserung.Statt individuell die Stärkenund Schwächendes/der
Einzelnen auszuloten, wird ein starres Schema über die Oberstufe gelegt.

Es ist kein Geheimnis,dassBaden-Württembergdie reformierteOberstufenur widerwillig eingeführt
hat. Diese Reform ist der Höhepunkteiner konsekutivenAbschaffungdieserIdee und ein Schritt
zurück in die Zeit vor 1968.Eine gewissekonservativeRomantikist sicherlichein Grund für diese
Änderungen.

Der wichtigsteGrunddagegenwird von derLandesregierungbewusstverschwiegen:ein Kurssystem,
dasauf die Stärkenund Schwächender SchülerInneneingeht,kostetLehrerInnenstellenund damit
Geld. Durch die Abschaffung des Kurssystemserwartet Regierungmassive Einsparungenvon
LehrerInnenstellen.Alle Argumente für diese Reform dienen nur dazu, diese faktischen
Stellenstreichungen zu begründen.

Die angeführtenMissstände(mangelndeVorbereitungauf das Studium, gravierendeMängel im
Umgangmit der deutschenSprache,naturwissenschaftlicheDefizite etc.)mögenvorhandensein;mit
dieser Neuordnung der gymnasialen Oberstufe wird man sie allerdings mit Sicherheit eher
verschlimmernals ihnen entgegenzuwirken.Es wird an Symptomen rumgedoktert,anstatt die
Ursachen zu bekämpfen. Die Landes-ASten-Konferenzfordert stattdesseneine grundlegende
ÜberarbeitungdesgymnasialenSystemsab Klasse5 undwirkliche Konzepte,wie die Oberstufeauf
ein eineHochschulausbildungvorbereitenkann.Eine halbwegsfreie Kurswahlmussein essenzieller
Bestandteilsolcher Konzeptesein. Letztendlich muss allen SchülerInneneine den individuellen
LeistungsmöglichkeitenangepassteBildung ermöglicht werden. Insofern ist längerfristig auch das
etablierte dreigliedrige Schulsystem zu hinterfragen.

Am dringlichstenerscheintjedoch eine grundlegendeReform der Ausbildung des Lehrpersonals
hinsichtlichderverändertenVoraussetzungenin derOberstufe.Nachder10. Klassekannnicht mehr
genauso weiter unterrichtet werden wie in Unter- und Mittelstufe; dem wird in der
LehrerInnenausbildungaberkeineRechnunggetragen.Auch mussein größererSchwerpunktauf die
Vermittlung von didaktischem Wissen gelegt werden.

Die reformierteOberstufeist nicht gescheitert,eswurde nur, vor allem in Baden-Württemberg,nie



wirklich versucht,sie auchkonsequentumzusetzen.Eine Einführungdesjetzt vorgesehenSystems
würde eine zeitgemäßeSchulausbildungdagegenin weite Ferne rücken lassenund das deutsche
Bildungssystem noch weiter zurückfallen lassen. 


